

N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 26. Oktober 1995 

Öffentliche Sitzung

Beginn: 15.17 Uhr


                 Ende: 19.55 Uhr

Sitzungsunterbrechung:  18.43 Uhr bis 19.35 Uhr

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer

1. Schriftführer/in:
Herr Schwardt

2. Schriftführer/in:
Frau Engelke



Herr Peters

Ratsmitglieder:
Herr Altewolf, Frau Dickhoff, Herr Diester, 

Frau Engelke, Herr Finger, Herr Harms, Herr Heinemann, Frau Helmig, Frau Hillebrand, Herr Huckriede, 

Frau Jöhnck, Frau Jöhnk, Herr Kähler, Herr Kaiser, Herr Kempe, Herr Kirkskothen, Frau Koder, Herr Kolb, Herr Kottek, Herr Kramer, Herr Kratzat, Frau Kühl, Frau Lebert, Herr Lindner, Herr Malonn, Frau Martens, Herr Moriz, Frau Nitschke-Frank, Herr Oschmann, 



Herr Peters, Herr Petersen, Herr Raupach, 



Herr Dr. Piltz, Frau Reyer, Herr Rogacki, 

Frau Schattke, Frau Schuckenböhmer, Herr Schwardt, Frau Siebke, Herr Silz, Frau Stöcken, Herr Tank, Herr Tovar, Herr Tschorn, Herr Voigt, Herr Wetzel, Herr Witt, Herr Dr. Wulff, Herr Wunder

Es haben sich

entschuldigt:

Herr Diester, Herr Kramer, Herr Kratzat,



Herr Petersen, Herr Peters (ab 17.00 Uhr)

Hauptamtliche

Magistratsmitglieder:
Oberbürgermeister Dr. Kelling, Bürgermeister Zimmer,

Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Dr. Kirschnick, Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter,

Es haben sich

entschuldigt:

Oberbürgermeister Kelling,



Stadtrat Dr. Kirschnick (ab 18.30 Uhr)

Außerdem sind anwesend: 
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:
Herr Thode (Amt für Bürgerangelegenheiten und





Zentrale Dienste)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit 

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die Anwesenden. Sie teilt mit, daß form- und fristgerecht eingeladen wurde und sich 4 Ratsmitglieder entschuldigt haben, so daß zu Beginn der Sitzung 45 Mitglieder der Ratsversammlung anwesend sein müßten.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Beschlußfähigkeit fest.


Sodann verabschiedet die Stadtpräsidentin den Sozialdezernenten, Herrn Rolf


Schroedter, dessen Amtszeit mit dem 31. Oktober 1995 abläuft.

Herr Schroedter wurde am 15. September 1983 von der Ratsversammlung zum hauptamtlichen Stadtrat mit dem Aufgabengebiet "Sozialdezernat" gewählt, trat am 1. November 1983 seinen Dienst an und wurde am 31. August 1989 für weitere sechs Jahre wiedergewählt.

Folgende Leistungen seiner Arbeit hebt Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD)


besonders hervor:


- Schaffung und kontinuierlicher Ausbau des Beschäftigungsprogramms "Arbeit



und Qualifizierung statt Sozialhilfe"

- Schaffung entsprechender Einrichtungen, z. B. Werkstätten am Seefisch​markt, Einrichtungsdepot, Baustoffrecyclingcenter, Bekleidungszentrale etc.


- Weiterentwicklung der Kommunalen Beschäftigungsinitiative durch Gründung



der KIBA

- 1985 und 1993 Vorlegen der "Armutsberichte", die Aufschluß über die Si​tuation und Entwicklung wirtschaftlich und sozial benachteiligter Kieler Haushalte gaben


- Neuorganisation der Sozialen Dienste durch Bündelung und Dezentralisie-



rung in die Stadtteile (Sozialzentren)

- Schaffung des Programms "Älter werden", durch das die Situation älterer Mitbürger/innen in und außerhalb von Einrichtungen bereits nachhaltig verbessert wurde


- Auflösung der Wohnlager; neue Schwerpunkte in der vorbeugenden und woh-



nungssichernden Hilfe

- gemeinschaftliche, zufriedenstellende Lösung für Unterbringung von Asyl​bewerberinnen und Asylbewerbern, Flüchtlingen, Aussiedlerinnen und Aus​siedlern

Zusammenfassend würdigt Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) die Einbrin​gung wichtiger Aspekte in der Sozialpolitik und die Umsetzung neuer und un​konventioneller Ideen durch Herrn Schroedter.

Trotz einiger Meinungsverschiedenheiten und hitzigen Diskussionen gab es aufgrund der gut vorbereiteten Vorlagen und Ansätze jedoch sehr wenig Streit.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) wünscht Herrn Schroedter alles Gute und Gesundheit sowie für den neuen Lebensabschnitt und die bevorstehende Landtagskandidatur viel Erfolg.

Sie dankt für die gute Zusammenarbeit und überreicht als Abschiedsgeschenk


der Stadt einen Blumenstrauß und ein Buch.

Der scheidende Sozialdezernent Rolf Schroedter dankt für die stets gute Zu-

sammenarbeit mit der Selbstverwaltung und insgesamt 4 unterschiedlich zu-


sammengesetzten Ratsversammlungen.

Sodann verabschiedet Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) den langjährigen Leiter der Berufsfeuerwehr, den Leitenden Branddirektor Dipl.-Ing. Manfred Martins, der am Monatsende in den Ruhestand geht.

Herr Martins übernahme im Jahre 1974 zunächst die stellvertretende Leitung, dann 1975 die Leitung der Kieler Berufsfeuerwehr. 1986 wurde er zum Leiten​den Branddirektor der Landeshauptstadt Kiel ernannt.

Seit 1986 ist er auch Lehrbeauftragter für Arbeitswissenschaften, Mitarbei​terführung Technische Wärmelehre, Sicherheitstechnik, Arbeitssicherheit und Unfallverhütung an der Fachhochschule Kiel.

Eine Vielzahl von weiteren Aufgaben waren, bedingt durch sein Amt, von ihm


zu bewältigen.

Die engagierte Arbeit von Herrn Martins hat sichtbare Spuren hinterlassen:

Fünf neue Feuerwehrhäuser sind in seiner Amtszeit entstanden, zahlreiche Umbau-, Aufstockungs- und Erneuerungsarbeiten erfolgten an anderen Ret​tungs- und Feuerwachen in der Stadt. Es gibt eine neue Alarm- und Ausrück​ordnung, und die neue Rettungsassistenten-Schule der Berufsfeuerwehr wurde endlich staatlich anerkannt.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) spricht Herrn Martins ein für seine Leistungen zum Wohle der Stadt herzliches Dankeschön der Ratsversammlung und der Kieler Feuerwehren sowie der Bevölkerung aus und überreicht ein Ab​schiedsgeschenk.


Leitender Branddirektor Manfred Martins spricht Dankesworte.

2. Genehmigung der Tagesordnung 

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung recht​zeitig zugestellt worden ist. Weiteres Beratungsmaterial und die dazugehö​rigen Nachtragstagesordnungen sind


mit einer Zusammenstellung vom 23. Oktober 1995 nachgeschickt


und


mit einer weiteren Zusammenstellung auf den Tisch gelegt worden.

Die Zusammenstellungen sind diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet.


Änderungen zur Tagesordnung


Öffentliche Sitzung


Aus dem Ältestenrat


Punkt 3.
Einwohneranfrage                                  - Drs. 727 -



Haus der Initiativen

- kann erst in der nächsten Ratsversammlung



behandelt werden -


Punkt 8.
Verlegung der Schadstoffsammelstelle von          - Drs. 225 -

der Feuerwehr zum Amt für Abfallwirtschaft



und Straßenreinigung



Oberbürgermeister Dr. Kelling



- vom Dezernenten zurückgezogen -


Diese Punkte stehen damit nicht zur Beratung an.

Die Dringlichkeit aller nachgereichten und auf den Tisch gelegten Anträge und Vorlagen - mit Ausnahme von Tagesordnungspunkt 5 der Nichtöffentlichen Sitzung, Drs. 713 - wird einstimmig anerkannt.

Weitere Änderungs- und Ergänzungsanträge und weitere Wortmeldungen zur Ta-


gesordnung liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Genehmigung der Tagesord-


nung in der nunmehr vorliegenden, geänderten Form fest.

3. Einwohneranfragen 

a) Raum für Kieler Initiativen                                 - Drs. 727 -

Hierzu liegt folgende Einwohneranfrage vom Haus der Initiativen e. V.




vor:

1. Welche Schritte wird die Stadt Kiel in absehbarer Zeit unternehmen, um die aktuelle Raumnot Kieler Initiativen zu beseitigen?

2. Was plant die Stadt Kiel in Zukunft mit der Sternschule und wie ist der bauliche Zustand der Sternschule?

3. Ist es ausgeschlossen, daß die Sternschule für ein Initiativen-Zen​trum für Kiel zur Verfügung steht?




Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor

4. Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde hat die Stadtpräsidentin auf Antrag folgende Themen


zugelassen:


1. Auf Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN das Thema

"Gescheiterte Ansiedlung eines Papierterminals auf der Nordmole des 




Scheerhafens/zukünftige Nutzung der Nordmole",

2. auf Antrag der CDU-Ratsfraktion das Thema "Papierterminal Scheerhafen".

Die schriftlichen Anträge sind nachgeheftet. Weitere Themenvorschläge liegen nicht vor. 

Beide Anträge befassen sich mit demselben Thema, so daß Stadtpräsidentin



R e y e r   (SPD) gemeinsame Behandlung vorschlägt.


Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.

Abweichend von der in der GeschORV getroffenen Regelung hat angesichts der besonderen Situation der Ältestenrat den betroffenen hauptamtlichen Magi​stratsmitgliedern eine Redezeit von je 15 Minuten maximal eingeräumt.

Es schließt sich eine 1 1/2stündige Aussprache an, an der sich Mitglieder


aller in der Ratsversammlung vertretenen Fraktionen beteiligen.

5. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

a) Erinnerung an die Reichspogromnacht                         - Drs. 689 -

In der Nacht vom 9. auf den 10. November 1938 wurden Synagogen in ganz Deutschland durch nationalsozialistische Gewaltherrschaft zerstört, so auch die Synagoge in Kiel.

Zur Erinnerung an die Reichsprogromnacht 1938 findet - wie in den Vor​jahren - eine Kranzniederlegung und Gedenkveranstaltung am





Donnerstag, 9. November 1995, 11.30 Uhr, 




am Mahnmal der ehemaligen Kieler Synagoge, 




in der Goethestraße 13/Ecke Humboldtstraße



statt.

Alle Kieler Bürgerinnen und Bürger sind aufgerufen, zahlreich an dieser Gedenkveranstaltung teilzunehmen und damit den 9. November als Tag der Erinnerung, aber auch als Mahnung für Gegenwart und Zukunft zu begehen.



Kenntnis genommen                                 


b) Goldene Sterne der Partnerschaft



- Schriftliches Material liegt nicht vor -

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Landeshauptstadt Kiel für die Partnerschafts-Aktion "Jugend-Olympiade" in ihrer Partner​stadt Gdynia ebenso wie diese und deren andere Partnerstädte von der Eu​ropäischen Kommission mit dem Preis "Goldene Sterne der Partnerschaft" ausgezeichnet wurde.

Diese Auszeichnung habe sie am 21. Oktober 1995 in Dublin entgegengenom​men.



Kenntnis genommen

a) Tag der offenen Tür                                         - Drs. 703 -



Kenntnis genommen                                 

7. Anträge der Fraktion 

a) Ausweisung von Gewerbeflächen                               - Drs. 682 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Die Verwaltung wird beauftragt, unverzüglich die Voraussetzungen für ei​ne Erweiterung des Gewerbegebietes Redderkoppel zu schaffen.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

b) Vorzeitige Teilabschaltung der Beleuchtung auf              - Drs. 683 -



öffentlichen Straßen und Gehwegen                 



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Das vorliegende Gutachten zur Überprüfung der vorzeitigen Teilabschal​tung der Beleuchtung auf öffentlichen Straßen und Gehwegen soll recht​zeitig zu den Haushaltsberatungen ausgewertet werden. Die Informationen sollen der Ratsversammlung möglichst noch im November 1995 in Form einer Geschäftlichen Mitteilung zugänglich gemacht werden.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

c) Nachwahl eines Mitgliedes für den Ortsbeirat                - Drs. 698 -



Gaarden                                           



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Für das aus dem Ortsbeirat Gaarden ausgeschiedene Mitglied Erika Benn



wird



Herr Heinz-Georg BÖRST, Kieler Straße 43, 24143 Kiel,



in den Ortsbeirat Gaarden gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

d) Umbesetzung im Sozialausschuß                               - Drs. 699 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Für das aus dem Sozialausschuß ausscheidende stellvertretende Mitglied



Michael Kox wird



Herr Reinhard Lorenzen, Melanchthonstr. 31, 24114 Kiel,

als neues stellvertretendes Mitglied in den Sozialausschuß gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

e) Verstöße gegen den Datenschutz im                           - Drs. 700 -



Einwohnermeldeamt                                 



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Der Magistrat wird gebeten, der Ratsversammlung zur Sitzung im November 1995 einen Bericht vorzulegen, in dem - ergänzend zu der Geschäftlichen Mitteilung des OB vom 11.10.1995 für den Personalausschuß - die in der Personalausschußsitzung vom 26.09.1995 geäußerten Fragen u. a. nach der Verantwortlichkeit (siehe die Geschäftliche Mitteilung des OB) beantwor​tet werden.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

8. Betreff:  Verlegung der Schadstoffsammelstelle von der         - Drs. 225 



​Feuerwehr zum Amt für Abfallwirtschaft und        



Straßenreinigung                                  


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: Ab Inbetriebnahme des Abfallwirtschaftshofes wird die Schadstoff​sammelstelle mit allen Mitarbeitern, dem Betriebsgelände, den Fahr​zeugen und dem sonstigen technischen Gerät aus dem Bereich der Feu​erwehr in die Zuständigkeit des Amtes für Abfallwirtschaft und Straßenreinigung verlagert.

Die Verpflichtung der Feuerwehr, in Notfällen Gefahren, die von Schadstoffen ausgehen, abzuwehren und zu beseitigen, bleibt unbe​rührt.


Beschluß:  Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

9. Betreff:  2. Änderung der Gebührensatzung für die öffentlich   - Drs. 701 




​en Feuerwehren der LHS Kiel vom 18.12.90 in der   



Fassung der 1. nachtragssatzung vom o7.03.94      


Berichterstatter:  Stadtrat Moriz

Antrag: Der Änderung in der 2. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung für die öffentlichen Feuerwehren der Landeshauptstadt Kiel vom 18.12.1990 in der Fassung der 1. Nachtragssatzung vom 07.03.1994 wird zuge​stimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

10. Betreff:  Richtlinien der Landeshauptstadt Kiel über die       - Drs. 633 



​Gewährung von Zuschüssen zu Umweltschutzmaßnahmen -Umweltschutzfonds-vom 18.03.93                   

hier: Ergänzung des Förderziels                   


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag: Das "Förderziel" unter Ziffer 1 der Richtlinien der Landeshaupt-

stadt Kiel über die Gewährung von Zuschüssen zu Umweltschutzmaßnah​men (Umweltschutzfonds) wird um folgenden 3. Satz ergänzt:

Darüber hinaus kann die Landeshauptstadt Kiel nachrangig eigene Maßnahmen im Sinne der Ziffer 2 der Richtlinien ganz oder teilweise bei Zustimmung des Umweltausschusses aus Mitteln des Umweltschutz​fonds finanzieren.

Für die Zeit der Pilotphase entfällt die Zustimmuung des Umweltaus​schusses.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

10. Richtlinien der Landeshauptstadt Kiel über die                 - Drs. 633 


​Gewährung von Zuschüssen zu Umweltschutzmaßnahmen


- Umweltschutzfonds - vom 18. März 1993


hier: Ergänzung des Förderziels


Ratsherr

K ä h l e r   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) bittet um redaktionelle

Überarbeitung der Vorlage, z. B. im Hinblick auf aktuelle Postleitzahlen.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit

11. Betreff:  Budgetierung für die Schulen                         - Drs. 644 ​- 


Am 20.09. für diese zurückgestellt -


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag: 1. Für alle Kieler Schulen wird eine weitgehende Budgetierung ange​strebt. Mit Wirkung vom Haushaltsjahr 1996 werden die in Anla​ge 1 aufgelisteten Haushaltsstellen den Schulen zur vollständi​gen und eigenverantwortlichen Bewirtschaftung überlassen.

Die Verwaltung wird beauftragt, möglichst bald auch die Haus​haltsstellen aus der Anlage 2 in die Budgetierung einzubeziehen.

2. Alle in die Budgetierung einbezogenen Titel werden im Haushalts​plan zu einem Deckungsring für alle Schule zusammengefaßt, so daß die Schulen die Möglichkeit haben, selbst Akzente in der Be​schaffung zu setzen.

3. Alle in die Budgetierung einbezogenen Haushaltstitel werden im Haushaltsplan für übertragbar erklärt, so daß die Schulen die

Möglichkeit haben, Haushaltsmittel einzusparen.

4. Jede Schule erhält eine Einnahmeposition "Spenden und sonstige Einnahmen", die als zweckgebundene Einnahme in den Deckungsring der Schulen einbezogen wird.

5. a) Alle Schulsekretariate sollen möglichst bald mit neuer Tech​nologie ausgestattet werden, um die Möglichkeiten der Ratio​nalisierung zu nutzen. Die Verwaltung wird beauftragt, die notwendigen Mittel zum Haushalt anzumelden.

b) Die Geschäftszimmerkräfte der Schulen sind durch Information und Schulung auf die Budgetierung vorzubereiten.

c) In die Organisationsuntersuchung der Arbeitsplätze der Ge​schäftszimmerkräfte sind die neuen Aufgaben der Budgetierung einzubeziehen.

6. Versuchsweise soll einzelnen Schulen die Möglichkeit eingeräumt werden, ihr Budget über ein eigenes Konto bei einem Kreditinsti​tut zu bewirtschaften. Hierzu werden für die einzelnen Schulen Vorschußkonten eingerichtet, die am Jahresende abgerechnet wer​den und in die Jahresrechnung der Stadt einfließen.

7. Die Landeshauptstadt Kiel strebt an, mittelfristig die schüler​bezogenen Aufwendungen für die einzelnen Schularten der landes​weiten Durchschnittsaufgaben anzugleichen.

8. Soweit aus der Organisationsuntersuchung und der Umsetzung der Budgetierung unabweisbare personelle Mehrkosten entstehen, sind diese nachzuweisen und werden über den 1. Nachtragshaushalt 1996 berücksichtigt.

11. Budgetierung für die Schulen                                   - Drs. 644 -

Bürgermeister   Z i m m e r   (CDU) berichtigt einen redaktionellen Fehler: Das letzte Wort in Ziffer 3 des Antrages muß "anzusparen" lauten.


Beschluß:  Mit Mehrheit - bei 4 Enthaltungen

12. Betreff:  Genehmigung einer Entscheidung des Magistrats        - Drs. 688 



​gem § 82 GO                                       


Berichterstatter:  Stadträtin Schuckenböhmer

Antrag: Die folgende Entscheidung des magistrats gemäß § 82 GO vom



04.06.1995 wird genehmigt:

Der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in einer Höhe von 50.000,00 DM bei der Haushaltsstelle 300/7010 - Förderungen und Zu​schüsse - wird zugestimmt.

Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Minderausgaben bei der Haus​haltsstelle 331/4164 - Honorare für Statisterie und Extrachor - in der gleichen Höhe.

Der Zuschuß wird erst dann fällig, wenn der Verein einen Mietver​trag über die Räume und einen Kooperationsvertrag mit der Landes​hauptstadt Kiel abgeschlossen hat.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

13. Betreff:  Neuwahl eines Mitgliedes im Behindertenbeirat        - Drs. 686 -


Berichterstatter:  Stadtrat Raupach

Antrag: Als Mitglied im Behindertenbeirat wird Frau Brigitte Hinrichs, Sukoring 6, 24107 Kiel, vom Reichsbund benannt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff:  Neuwahl eines Mitgliedes und eines stellvertre-      - Drs. 687 



​tenden Mitgliedes im Behindertenbeirat            


Berichterstatter:  Stadtrat Raupach

Antrag: Als Mitglied im Behindertenbeirat wird Frau Änne Sachs, Nehring-

weg 49, 24159 Kiel, von der Kreisarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtsverbände benannt.

Als stellvertretendes Mitglied wird Frau Gudrun Fritz, Blocksberg 23, 24103 Kiel, von der Kreisarbeitsgemeinschaft der freien Wohl​fahrtsverbände benannt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

15. Betreff:  Wahl der ehrenamtlichen Beisitzer für die            - Drs. 685 



​Ausschüsse und Kammern für Kriegsdienst-          



verweigerung - Amtszeit 01.01.1996 - 31.12.1999   


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: 1. Als ehrenamtliche Besitzer in den Ausschüssen für Kriegsdienst​verweigerung beim Kreiswehrersatzamt in Kiel werden aus der Vor​schlagsliste des Jugendhilfeausschusses (Anlage I) die Personen der Anlage III gewählt.

2. Als ehrenamtliche Beisitzer in den Kammern für Kriegsdienstver​weigerung bei der Wehrbereichsverwaltung I Kiel werden aus der Vorschlagsliste des Jugendhilfeausschusses (Anlage II) die Per​sonen der Anlage IV gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

Die erforderliche Mehrheit von 2/3 der anwesenden Mitglieder ist damit er​reicht.

16. Betreff:  130. Änderung des Flächennutzungsplanes der          - Drs. 677 



​Stadt Kiel - Fassung 1970 - für einen Bereich     

in Kiel-Ravensberg, Holtenauer Straße, Knooper    

Weg, Bremer Straße, Niebuhrstraße, Steinstraße    (Endgültiger Beschluß)                            


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für einen Bereich in Kiel-Ravensberg, Holtenauer Straße, Knooper 

Weg, Bremerstraße, Niebuhrstraße, Steinstraße wird die 130. Ände​rung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kiel - Fassung 1970 - ent​sprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan endgültig beschlos​sen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

17. Betreff:  B-Plan Nr. 851 für das Baugebiet Kiel-Ravensberg,    - Drs. 678 ​Niebuhrstraße, Steinstraße, Holtenauer Straße,    

Knooper Weg, Bremerstraße (Entwurfsbeschluß)      


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Ravensberg, Niebuhrstraße, Steinstraße, Hol​tenauer Straße, Knooper Weg, Bremerstraße wird der Bebauungsplan Nr. 851 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Ent​wurf beschlossen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

17. B-Plan Nr. 851 für das Baugebiet                               - Drs. 678 


Kiel-Ravensberg, Niebuhrstraße, Steinstraße,


Holtenauer Straße, Knooper Weg, Bremerstraße


(Entwurfsbeschluß)

Ratsherr   K o l b   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) stellt folgenden Änderungsan​trag:


"Die Ratsversammlung möge beschließen:


1. Im Bereich der geplanten Stellplatzanlage (Parkpalette) entlang der

nördlichen Grundstücksgrenze mit den Gärten von Steinstraße 19 - 27 wird ein 5 m breiter Streifen nicht zur Bebauung zugelassen, um den beider​seits der Grenzlinie verlaufenden Gehölzstreifen in seiner Durchgängig​keit zu erhalten.


2. Für die Flachdächer der Neubauten wird Begrünung festgesetzt."


Beschluß über diesen Änderungsantrag:


Abgelehnt - mit Mehrheit


Beschluß über den Ursprungsantrag - Drs. 678:


Nach Antrag - mit Mehrheit bei Enthaltungen

18. Betreff:  B-Plan Nr. 812 a für das Baugebiet Kiel-Neumühlen-   - Drs. 679 ​Dietrichsdorf, nördlich Eichenbergskamp,          




zwischen Sokratesstraße und Langensaal            




(Entwurfsbeschluß)                                


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet nördlich Eichenbergskamp, zwischen Sokratesstraße und Langensaal wird der Bebauungsplan Nr. 812 a entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

19. Betreff:  B-Plan Nr. 839 für das Baugebiet Kiel-Suchsdorf,     - Drs. 680 




​Steenbeker Weg, Eisenbahnlinie Kiel-Flensburg,    

Steekberg (Satzungsbeschluß)                      


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: I.  Die Bedenken und Anregungen zum Entwurf des Bebauungsplanes

Nr. 839, der in der Zeit vom 07.07.1995 bis 08.08.1995 öffent​lich ausgelegen hat, von

a) Deutsche Bahn AG, Geschäftsbereich Netz, Am Bahnhof 13/15, 23558 Lübeck,

b) der Ministerin für Natur und Umwelt Schleswig-Holstein, Grenzstraße 1 - 5, 24149 Kiel,






c) dem Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland und dem






d) Umweltschutzamt, Landeshauptstadt Kiel






werden berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Suchsdorf, Steenbeker Weg, Eisenbahnli​nie Kiel - Flensburg, Steekberg, wird der Bebauungsplan Nr. 839 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan endgültig als Satzung beschlossen.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

20. Betreff:  Verkehrsflächen im Stadtgebiet Kiel                  - Drs. 681 



​hier: Teileinziehung der Straße Specken von der   

Stadtteilgrenze Mönkeberg bis südlich der   








Gleisanlage der Industriebahn               


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Die Straßenaufsichtsbehörde wird gebeten, gemäß § 8 Abs. 2 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) in der Fassung vom 30. Januar 1979 (GVOBl. Schl.-H. S. 163), geändert durch Gesetz vom 21. März 1989 (GVOBl. Schl.-H. S. 44) den Weg Specken von der Stadtteilgrenze Mönkeberg bis südlich der Gleisan​lage der Industriebahn für den öffentlichen Verkehr unter Beschrän​kung der Widmung auf den Fußgänger-, Radfahr- und Anliegerverkehr teileinzuziehen.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff:  Rechtsform der Hafen- und Verkehrsbetriebe           - Drs. 695 -


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: 1. Die Hafen- und Verkehrsbetriebe der Landeshauptstadt Kiel werden beauftragt, die bereits beschlossene Umgestaltung des Eigenbe​triebes in eine privatrechtliche Organisationsform so vorzube​reiten, daß hinsichtlich der Rechtsformwahl zwischen Personen​und Kapitalgesellschaft Verhandlungen mit den zuständige Behör​den aufgenommen werden.

2. Die Hafen- und Verkehrsbetriebe werden weiter beauftragt, vorbe​reitend zur Fristwahrung eine GmbH & Co. KG zu gründen bzw. zu erwerben, die zunächst keine Geschäftstätigkeit Aufnahmen darf.


Beschluß:  mit Änderung einstimmig

21. Rechtsform der Hafen- und Verkehrsbetriebe                     - Drs. 695 -


Bürgermeister

Z i m m e r   (CDU) (Stadtrat Dr. Kirschnick ist nicht mehr

anwesend) weist darauf hin, daß in Ziffer 1 des Antrages vor dem Wort "be​schlossene" die Wörter "im Wirtschaftsausschuß" zu ergänzen sind.


Ratsherr

K o l b   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) stellt folgenden Antrag:

"Der vorgelegte Antrag ist um die nachstehend aufgeführten Ziffern 3. und


4. zu ergänzen:

3. Neben den in Punkt 1 angesprochenen steuerrechtlichen Auswirkungen be-



züglich der Rechtsformwahl werden auch

a) die Einflußmöglichkeiten der Landeshauptstadt Kiel auf die neue Ge​sellschaft

b) die Mitbestimmungsrechte der Arbeitnehmervertretung der neuen Gesell​schaft und

c) die arbeitsrechtliche Absicherung der HVB-Beschäftigten in der neuen Gesellschaft geprüft.

4. Es ist dafür Sorge zu tragen, daß die Stellungnahmen der städtischen Äm​ter und der Finanzverwaltung rechtzeitig vor der endgültigen Entschei​dung vorliegen."

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt zunächst diesen Ergänzungsantrag zur Abstimmung.


Beschluß: mit Mehrheit

Es schließt sich die Abstimmung über die nunmehr vorliegende, ergänzte Fas​sung der Drs. 695 an.


Beschluß: einstimmig

22. Kleine Anfragen 

a) Öffentlichkeitsarbeit bzw. Info-Broschüren                  - Drs. 693 ​


der einzelnen Ämter der Landeshauptstadt Kiel     


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Wieviel Mittel wurden ab 1990 bei den Ämtern der Stadt Kiel insgesamt für Info-Broschüren bzw. für Öffentlichkeitsarbeit ausgegeben?




a) Wie waren diese Mittel auf die einzelnen Ämter verteilt?




b) Wurden die Mittel in Eigenverantwortung der Ämter ausgegeben?

2. In welcher Auflage werden im Durchschnitt Info-Broschüren hergestellt und an welchen Kreis der Kieler Bürger wurden sie verteilt?

3. Inwieweit wurde das Presseamt bis dato in die Öffentlichkeitsarbeit der einzelnen Ämter eingebunden und warum ist das Presseamt der Stadt Kiel nicht generell für alles Informationsmaterial zuständig?



Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor


b) Runder Tisch zur Ausbildungsplatzsituation                  - Drs. 694 -



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

1. Hat der Magistrat den am 16. Februar 1995 von der Ratsversammlung be​schlossenen "Runden Tisch zur Ausbildungsplatzsituation in Kiel" ein-

berufen? (Wenn ja, welche Perspektiven sind entwickelt worden; wenn nein, welche Schwierigkeiten sind aufgetreten?)

2. Wie hat sich die Zahl der Ausbildungsplätze in Industrie, Handwerk, Dienstleistung und Handel in Kiel gegenüber dem Vorjahr verändert bzw. wie ist die Entwicklung der letzten fünf Jahre?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen


c) 100 Bäume als Geschenk für die Stadt                        - Drs. 696 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Wer hat wann aus dem Bereich des Kieler-Woche-Büros Herrn Gerarts von der Firma Hinz mitgeteilt, daß die Schenkung von 100 Bäumen der Zu​stimmung der Ratsversammlung bedarf und der Ratsversammlung empfohlen werde, die Zustimmung nicht zu geben?

2. Ist diese Mitteilung Grund oder alleiniger Grund dafür gewesen, daß Herr Gerarts sein Schenkungsangebot zurückgenommen hat?

3. Weshalb hat der zuständige Dezernent nicht versucht, unabhängig von seinen Bedenken, die er in der Vorlage zum Ausdruck hätte bringen können, eine Entscheidung der Selbstverwaltung oder eine Eilentschei​dung anderer Organe der Landeshauptstadt Kiel herbeizuführen?



Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor


d) Bereitstellung von Ausgleichsflächen                        - Drs. 723 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Wie viele Hektar Ausgleichsflächen wurden in der Landeshauptstadt Kiel bzw. durch diese seit dem Inkrafttreten des Landesnaturschutzge​setzes bereitgestellt?

2. Welche Gesamtkosten entstanden dabei durchschnittlich pro Hektar, und in welcher durchschnittlichen Höhe wurden sie an die Grundstückser​werber und/oder Bauherren weitergegeben?



3. Welche Ausgleichsflächen stehen

a) für die nach dem Entwurf des Flächennutzungsplanes vorgesehenen Gewerbegebiete






und




b) für die geplanten Neubaugebiete Suchsdorf-West und in Meimersdorf




zur Verfügung und mit welchen Gesamtkosten dafür ist zu rechnen?



Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor

   23. Große Anfragen



Es liegen keine Großen Anfragen vor.

24. Betreff:

Vorruhestandsregelung der LHS Kiel (58er-Regelung)   - Drs. 729 -

für Angestellte und Arbeiter                      


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: Die Verwaltung wird ermächtigt, den Anträgen von 12 Mitarbeiterin​nen/Mitarbeitern auf Vorruhestand unter Maßgabe der in der Begrün​dung genannten sozialen Härten zu entsprechen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

25. Betreff:

Präsentation der LHS Kiel im Internet                - Drs. 728 -


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: A) Die Landeshauptstadt Kiel präsentiert sich in Form des World-Wi​de-Web im Internet.

b) Als federführendes Amt für die Internet-Präsentation wird das Presseamt bestimmt. Alle Aktivitäten städtischer Ämter und Ein​richtungen im Rahmen von Internet sind mit dem Presseamt abzu​stimmen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

26. Verschiedenes


Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung am 16. November 1995 stattfindet und schließt die Öffentli​che Sitzung.



Stadtpräsidentin             1. Schriftführer           2. Schriftführer

                                              2. Stellv. Schriftführer


Protokollführer

